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Die Osterweiterung der EU 
Uberblick 

I. Einführung

Die Osterweiterung der EU ist derzeit wohl die wichtigste historische Ent­
wicklung in Europa, aber auch das größte Abenteuer, auf das sich die EU je 
eingelassen hat. Die gegenwärtige Erweiterungsrunde umfasst mehr Länder 
und Menschen als jemals zuvor, und vor allem betrifft• sie großtei!s Staaten, 
die nach dem Zusammenbruch des Kommunismus nicht nur Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit wieder aufbauen, sondern auch und zugleich eine 
fundamentale Neugestaltung der Wirtschaftsordnung bewältigen mussten. 
Die Osterweiterung ist daher zwar nicht die erste Erweiterung der EU, aber 
insoweit doch ohne Vorbild und deswegen politisch, ökonomisch und recht­
lich schwieriger als frühere Erweiterungen. Schließlich kommt sie auch nicht 
als punktuelles Ereignis, sondern als langjähriger und komplexer Prozess. 

Der folgende Überblick soll die rechtliche Struktur dieses Prozesses 1 durch­
schaubarer machen, indem er zunächst seinen Ausgangspunkt, die Beitritts­
und Erweiterungsvoraussetzungen, in Erinnerung ruft und dann die drei in­
einandergreifenden Verfahren beschreibt, aus denen er besteht: das Beitritts­
verfahren als solches, die Beitrittsvorbereitung in den Kandidatenländern, 
und die Erweiterungsvorbereitung in der EU. 

Sehr inscrukciv, aber scärker inhalclich oriencierc: Müller-Graff, Die rechdiche Dimension 
der Oscerweicerung der Europäischen Union, in: Hmrel (Hrsg.). Die Osrerweitcrung der Eu­
ropäischen Union, 2002, 21 m.w.N.: umfassend Ottllnglis (eds.), Handbook on European 
Enlargement. A Commem:ary on rhc Enlargement Process, 2002. Zu verschic.-denen Ei.nzelas­
pekcen aus der neueren Liceracur z. 8. ßergm1111n, Reche und Politik der Europfüchen Union. 
Der lncegrarionsverbund vor derOscerweirerung. 2001; H,we (Hrsg,), Erweiterung Wld Ver­
tiefung der Europäischen Union. Perspekc.iven und Engp':isse, 2000; Krüßnuwn, Die Oscer­
wciccrung der Europäischen Union mjc Blick auf dje Bereiche Jusriz und ln.neres, ZEuS 
2001. 217; Ma-li (Hrsg.), Der Raum der Sicherheir, der Freiheir und des Rechcs und die Osc­
erweicerung der Europäischen Union, 200 l. 
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II. Der Ausgangspunkt: Beitritts- und
Erweiterungsvoraussetzungen

Gemäss Art. 49 EUV kann jeder europäische Staat beantragen, Mitglied der 
EU zu werden. Die - von den EU-Organen und -Mitgliedstaaten zu tref­
fende - Entscheidung über die Aufnahme neuer Staaten ist im Kern politi­
scher Natur. Der Europäische Rat hat 1993 in Kopenhagen den grundsätzli­
chen Willen der EU zur Osterweiterung zum Ausdruck gebracht und 
zugleich drei Voraussetzungen für den Beitritt festgelegt: 1 

Demokratie und Rechtsstaaclichkeit als politische Kriterien; 
funktionierende Marktwirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit als 
wirtschaftliche Kriterien; 
und die Übernahme der Mitgliedschafisverpflichtungen, d.h. vor al­
lem die Anpassung der Rechtsordnung der Beitrittsstaaten an die 
Regeln der Union, den acquis communautaire, und die Schaffung 
der Voraussetzungen für die effiziente Anwendung des Gemein­
schaftsrechts3 als rechcliche Kriterien.

Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. I 13, Bulletin EG 6/1993, 13. Zu den Beitriuskrire­
rien z.B. Bergmann, Die Osterweicerung der Europäischen Union, ZRP 2001, 18; Bruha/ 
Vogt, Rechtliche Grundfragen der EU-Erweiterung, Verfassung und Reche in Übersee 1997, 
477; Cremer, in: Calliess!Ruffirt (Hrsg.), Kommencar zu EU-Vemag und EG-Vertrag, 2. 
Aufl. 2002, Are. 49 EUV; Dorau, Die Öffnung der Europäischen Union für europäische 
Staaten, Europarecht 1999, 736; Herrnfild, in: Schwanu (Hrsg.), EU-Kommencar, 2000, Art. 
49 EUV; Fastenrath, Rechtliche Voraussetzungen für die Osterweicerung der Europäischen 
Union, Wissenschafcliche Zeitschrift der Technischen Universität Dresden 48, 1999, 42; 
Hojfmeister, in: Ott!IngLis (Fn. 1) 90 ff.; Hölscheidt, Vorausserzungen der Oscerweirerung der 
EU, JA 2001, 85; Netlo/Smith, The Eutopean Union and Central and Eascern Europe. The 
lmplicacions of Enlargemenc in Stages, 1998, 5 ff.; Nowak, Human Righcs .Condicionalicy" 
in Relation eo, Enuy eo, and Full Parcicipation in, ehe EU, in: ALston er. al. (eds.), The EU 
and Human Righcs, 1999, 687; Pechstein/Koenig, Die Europäische Union, 3. Aufl., 2000, 
418 ff., Pfaff, Die EU-Oscerweicerung durch Rechtsangleichung: Wege zum acquis commu­
naucaire, in: Festschrift für Brunner, 2001. 537; Richter, Die Erweiterung der Europäischen 
Union. Unter besonderer Berücksichtigung der Beitriccsbedingungen, 1997; Vedder, in: Gra­
bit:dHiLf(Hrsg.), Kommentar zur Europäischen Union, Band!, Are. 49 EUV; Wi!Liams, En­
largemenc of ehe Union and human righcs condicionalicy: a policy of distinction? E.L.Rev., 
2000, 601; Zeh, Reche auf Beitritt?, 2002. Zur praktischen Anwendung der Beirritcskricerien 
in den Forcschriccsberichcen der Kommission s. Europäische Kommission, Auf dem Weg zur 
erweiterten Union. Strategiepapier und Bericht der Europäischen Kommission über die 
Forrschricce jedes Bewerberlandes auf dem Weg zum Beitritt, SEK (2002) 1400-1412, vom 
9.10.2002, Teil 1. . (aud1 zugänglich uncer hrcp://eucopa.eu.inc/comm/enlargemenc/rcpon 
2002/lpaper.2002). 
' Diese Präzisierung wurde ersrmals vom Eu.ropäischen _Rar in Madrid (Schlussfolgerungen
<lcs Vorsitzes II. A., zugänglich unter bnp://ue.eu.inc/de/info/eurocouncil) vorgenommen 
(winJ desbalh gelegentlich "Madrid-Kriterium" genannt) und wurde seicher immer wieder 
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Dass Demokratie und Rechtsstaatlichkeit der Mitgliedstaaten in einer 
Union notwendig sind, deren Willensbildung sich zu einem wesentlichen 
Teil über die Mitgliedstaaten legitimiert und deren Recht groß teils von den 
Mitgliedstaaten vollzogen wird, liegt auf der Hand. Die entsprechenden 
Anforderungen wurden inzwischen durch den Vertrag von Amsterdam aus­
drücklich in Art. 6 Abs. 1 EUV aufgenommen und durch den in Art. 49 
EUV eingefügten Verweis auf diese Bestimmung auch primärrechdich zur 
Beitrittsvoraussetzung gemacht. 

Aber auch bei den wirtschaftlichen und rechtlichen Kriterien handelt es sich 
nicht einfach um ein beliebiges Verlangen der alten Mitgliedstaaten, son­
dern um Erfordernisse; die sich durchaus aus dem Primärrecht ableiten las­
sen, weil sie für die Zielsetzungen der Union unverzichtbar sind. Die Über­
nahme der gemeinsamen rechtlichen Regeln und politischen Einigungen der 
Union macht das Wesen des Beitritts aus. Ohne funktionierende Marktwirt­
schaft auf nationaler Ebene ist die Teilnahme am Binnenmarkt in einer 
Union, die dem Grundsatz einer offenen Marktwirrschaft mit freiem Wett­
bewerb verpflichtet ist (Art. 4 Abs. 1 EGV), nicht denkbar, und bei man­
gelnder Wettbewerbsfähigkeit würde die Erweiterung zu einer "".�rcschaftli­
chen Katastrophe in den Beitrittsländern und zu einer völligen Uberforde­
rung des gemeinschaftlichen Systems des wirtschaftlichen und sozialen Zu­
sammenhalts und damit der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten (vgl. 
Art. 2 EGV) führen. 

Während die politischen Kriterien Voraussetzung schon für die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen sind - was derzeit vor allem die Türkei betrifft -
müssen die wirtschaftlichen und rechtlichen Kriterien erst beim Beitritt 
selbst erfüllt sein. Freilich ist die Übernahme des acquis zum Beitrittszeit­
punkt nur möglich, wenn bereics vorher Sdu:irr für Schrirr alle Rechtsände­
rungen durchgeführt� und Vorkehrungen für die Anwendung des neuen 
Rechcsbestandes, etwa durch die .Einrichtung von Behörden und Schulung 
ihres Personals, getroffen wurden. 

und stärker beronc: z.B. Europäischer Rar von Fcira, $chlt155folgerungcn des Vorsiczes Nr. 16, 
Europä.i,;dier Rac von Nizza, Schlussfolgerungen des Vorsiczes Nr. 7; Europäischer Rat von 
Sevilla, Schlussfolgerungen des Vorsi= Nr. 20 ff.: (jeweils zugänglich unter lmp://uc.cu.int/ 
de/infu/eurocouncil), und zulerzr Europaiscbe Kommission, Scracegiepnpicr (F n. '.!) 12 f., 15, 
22; Europäische.r Rar von Brüssel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 3, 7, 
9 (zugänglich über hrtp://ue.eu.inr/de/info/eu.rocouncil). 
• Zu der Flut von Geseczesänderungen vor dem Bcicricr und den Folgen für die Rechcs-
anwender vgl. den Beicrag von Korinkovd in diesem Band. 
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Sehr viel weniger konkret hat der Europäische Rat von Kopenhagen auch 
auf die Erweiterungsfähigkeit der Union als Voraussetzung fur den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten hingewiesen.' 

III. Die Umsetzung: Drei Prozesse

Aus diesen Ausgangsbedingungen ergibt sich dann die Struktur des Prozesses 
·der Osterweiterung: Im Mittelpunkt steht das eigentliche Beitrittsverfahren,
das begleitet wird von der - durch die EU unterstützten - Beitrittsvorberei­
tung der künftigen Mitgliedstaaten auf der einen Seite und der Erweite­
rungsvorbereitung in der EU selbst auf der anderen Seite. Die folgende 
Skizze gibt eine Übersicht über diese drei Prozesse und die Zusammenhänge 
zwischen ihnen. (Die Jahreszahlen variieren natürlich von Beitrittsland zu 
Beitrittsland; soweit sie in der Zukunft liegen, geben sie Planungen und 
Vermutungen wieder.) 

Schlussfolgerungen (Fn. 2): ,,Die Fähigkeir der Union, neue Mirglieder aufzunehmen, 
dabei jedoch die Stoßkraft der europäischen Incegrarion zu erhalten, srellt ebenfalls einen so­
wohl für die Union als auch für die Beitrimkandidaren wichtigen Gesichrspunkr dar." 
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1. Das Beitrittsverfahren

Franz Merli 

Das Beitrittsverfahren6 ist in Art. 49 EUV nur in seinen Eckpunkten gere­
gelt. Der vollständige Ablauf und die Reihenfolge der einzelnen Schritte er­
geben sich erst aus der Praxis der Handhabung von Art. 49 EUV. Nach die­
ser folgt dem Antrag der Kandidatenländer, den die meisten von ihnen in 
der ersten Hälfi:e der neunziger Jahre gestellt haben,7 eine vorläufige 
Stellungnahme der Kommission, der sogenannte „avis", der im Rahmen der 
Agenda 2000 im Jahr 1997 vorlag.' 

Dann wurden die Verhandlungen über den in Art. 49 Abs. 2 EUV genann­
ten Beitrittsvertrag eröffnet - 1998 mit der ersten, sogenannten „Luxem­
burg-Gruppe" der sechs damals am weitesten fortgeschrittenen Länder (Po­
len, Tschechische Republik, Slowenien, Ungarn, Estland und Zypern), 2000 
mit der zweiten, sogenannten „Helsinki-Gruppe" (Bulgarien, Rumänien, 
Lettland, Litauen, Slowakei, Malta).9 Die Einteilung in Gruppen hat sich 
aber bald erübrigt, weil die meisten Mitglieder der zweiten Gruppe ihren 
Rückstand während der Verhandlungen aufgeholt haben. Die Verhandlun­
gen werden auf EU-Seite von den Mitgliedstaaten gefuhrt, die sich dafür 
aber der Arbeitsstrukturen des Rates und der Sachkompetenz der Kommis­
sion 10 bedienen. 

Inhaltlich betreffen die Beitrittsverhandlungen zwei Punkte: zum einen die 
notwendigen Anpassungen der Gründungsverträge von EU und EG, z.B. 
die Zahl der Abgeordneten des Beitrittsstaates im Europäischen Parlament 
oder die Zahl seiner Stimmen im Ministerrat, und zum anderen mögliche 
Übergangs- und Ausnahmebestimmungen fur die Übernahme des acquis 
durch den Beitrittsstaat, also z.B. die Fragen wie jene, ab wann die Freizü­
gigkeit der Arbeitskräfte aus den Beitrittsstaaten oder die Möglichkeit von 
Bürgern und Unternehmen aus der EU zum Erwerb von Eigentum an 

Dazu z.B. Maurer, in Ott!Inglis (Fn. 1), l 13 ff.; Pechstein/Koenig (Fn. 2) Rz. 414 ff.; und 
die in Fn. 2 ziriercen Kommentare zu Are. 49 EUV. 
• In zeiclicher Reihenfolge (Türkei 1987, Zypern und Malca 1990), Polen und Ungarn
l 994, Slowakei, Rumänien, Lercland, Escland, Lirauen, Bulgarien 1995, Tschechische Repu­
blik und Slowenien 1996.
' KOM (97) 2000 endg., auch zugänglich unter hrcp://europa.eu.int/comm/agenda2000/
index_en.hcm.
' Die I amen beruhen auf den jeweiligen Orcen, :m denen sicl, der Europäische Rat geuof­
fon 1rnd die Verhandlungs�ufnahmc gebilligt har: Europäischer R.nr von LtL'<emburg, Schluss­
folgerungen des Vocsicze:s Nr. 27; Europäischer Rar von Helslnki, Schlussfolger�n des 

Vorsir1..es Nr. 10 (jewcils zug'.inglich unrer http://ue.eu.im/de/info/eurocounciJ).
10 Dazu. Hnffe,�isur, in diesem Band. 
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Grund und Boden in den Beitrittsstaaten wirksam werden sollen, wie die 
Finanzierung in der Phase des Umstiegs von Vorbeitrittshilfen zu mitglied­
staatlichen Zahlungen erfolgen soll oder auf welche Weise die Beitrittsstaa­
ten ihre bestehenden völkerrechtlichen Verträge mit den Mitgliedstaaten 
sowie dritten Staaten und Organisationen an die neuen Mitgliedschaftsver­
pflichtungen anpassen müssen.'' 

Zeitlich gliedern sich die Verhandlungen dazu in drei Phasen: In der ersten, 
dem sogenannten „screening", ging die Kommission mit den Vertretern der 
Beitrittsländer den relevanten acquis, der in 31 Kapitel gegliedert ist, Punkt 
fur Punkt durch und verglich ihn mit den Informationen der Beitrittsländer 
zu ihrer jeweiligen Rechtslage, um auf diese Weise Anpassungsnotwendig­
keiten und Problempunkte fur die weiteren Verhandlungen herauszuarbei­
ten. In der zweiten Phase formulierten die Beitrittskandidaten und die Mit­
gliedstaaten ihre jeweilige Verhandlungspositionen. Auf EU-Seite werden 
die Positionen von der Kommission vorgeschlagen und dann in Ratsarbeits­
gruppen und im Ausschuss der Ständigen Vertreter diskutiert. Festgelegt 
werden sie letztlich von den (meist im Rat oder Europäischen Rat vereinig­
ten) Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten," weil der Beitrittsver­
trag von diesen, nicht aber von den EU-Organen abgeschlossen wird. Die 
Erstellung einer gemeinsamen Verhandlungsposition ist wegen der teilweise 
unterschiedlichen Interessen der Mitgliedstaaten und der - in Bundesstaaten 
wie Deutschland auch verfassungsrechtlich begründeten - Notwendigkeit 
der vorherigen internen Abstimmung in den Mitgliedstaaten ein äußerst 
schwieriger und langwieriger Prozess, der derzeit noch immer nicht in allen 
Punkten abgeschlossen ist. 13 Die eigentlichen Verhandlungen mit den Bei­
trittsstaaten laufen dann in der dritten Phase in getrennten Regierungskon­
ferenzen zwischen den Mitgliedstaaten und dem jeweiligen Beitrittsstaat. 

Die Verhandlungen sind abgeschlossen, wenn alle Kapitel abgeschlossen 
sind, und kein Kapitel ist endgültig abgeschlossen, bevor alle Kapitel abge-

11 Weicere Beispiele bei Hoffineister, in diesem Band, und Europäische Kommission, Srra­

cegiepapier (Fn. 2) 14; zu Vorbildern und Möglichkeicen Becker, EU-Erweicerung und dif-

ferenzierte lncegracion, 1999. . . 
" S. 1-B. die Verha.ndlungsposirion der Mitglicdscaacen zur Veruemng der Bemircssraaren

in den Organen der EG, die in der Erklärung Nr. 20 zur Erweicerung der Europäischen

Union im Rahmen der Schlussaktes der Konferenz von Nizza fesrgclegt und durch den Euro­

päischen Rat von Brüssel im Oktober 2002 (auf der Basis eines Beschlusses des Rares Allge­

meine Angelegenheicen) präzisiert wurde: Schlussfolgerungen des Vorsiczes Nr. 16 (zugäng­

lich unter hrrp://ue.eu.inc/de/info/eurocouncil). 
" Dazu Hoffi,uister und Pichkr, in diesem Band.
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schlossen sind. 14 Die entscheidenden Zugeständnisse werden also erst in ei­
ner Jemen Verhandlungsrunde auf der Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs gemache. Für Estland, Lettland, Litauen, Polen die Slowakei, die
Tschechische Republik, Ungarn, Slowenien und für Zypern und Malta ist
dafür der Gipfel von Kopenhagen im Dezember 2002 vorgesehen.''

Erst wenn das Verhandlungsergebnis auch in allen Oerails fesrsrehr, der Text
des Beitrittsvertrages ausformuliert, in alle Sprachen übersetzt und unter­
zeichnet ist (die Unterzeichnung soll im Rahmen des EU-Gipfels in Athen
im April 2003 erfolgen'\ komme es in der Praxis z.u den in Art. 49 Abs. 1
vorgesehenen Mitwirkungsakten der EU-Organe: zur Anhörung der Kom­
mission, zur Zustimmung des Europäischen Parlaments und zum einstim­
migen Ratsbeschluss. Vom Text des Art. 49 EUV her wäre natürlich auch
eine andere Reihenfolge denkbar, doch wenig sinnvoll, weil erst mit dem
Abschluss der Vei:handlungen ein Ergebnis feststeht, das gebilligt oder ab­
geleh.nc werden kann.

Gemäß Art. 49 Abs. 2 EUV muss der Beitrimvenrag nach der Umerzeich­
nung in allen Mitglied- und Beirrimsraaten gemäß den jeweiligen ve.rfas..
sungsrechdichen Vorschriften angenommen und rarifo.ierr werden. Deshalb
ist es natürlich nur die halbe Wahrheit wenn der Europäische Rat schon
Ende 2001 in Laeken den Erweiterungsprozess als „unumkehrbar" bezeich­
net hat." In den meisten Beiniusscaacen wird dazu voraussichtlich - teils
aufgrund verfussungsrechclicher Verpllichmng, teils aufgrund einer poliri­
sd1en Entscheidung - ein Referendum Voraussenung sein, in den Mitglied­
staaten dagegen i.d.R. die parlamentarische Zustimmung genügen. So oder
so bedarf der Beitrircsvemag, um wirksam zu werden, lecztlich der öffentli­
chen Akzeptanz, und dieser Gesjchtspunkt erklärt aucn einzelne Aspekte der
Yerhandlungen.11 Obwohl die Beitrircsverhandlungen getrennt mir jedem
Kandidatenland geführt werden wird es nur einen gemeinsamen Beitrim­
veruag für alle Staaten der ersten Runde geben. Daher würde seine Ableh_-

" Zum Verhandlungsscand Oktober 2002 Europäische Kommission, Scrategiepapier (Fn. 2)
24ff., 110. 
" Europäischer Rar, Brüssel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 3 (zu­
�änglid1 Ubcr hrrp:llut:.cu.im/de/iofo/eurocouncil). t. . Fn. 15; am Ti:xc des Vertrages wird aufgrund der vorläufigen Verhandlungsergebnisse
f:hon scir Mm 2002 gcarbdcec: E11ropäi;che Kommi.rsion, Scracegiepapier (Fn. 2) 26 f. 

chlu.ssfolgcrungen des Vorsitzes Nr. 7 (zugänglich uncer hctp://ue.eu.inc/de/info/
eurocouncil). " Vgl. dazu Lipowicz, in diesem Band, Teil 11.4.; und Europäische Kommission, Strategiepa­
pier (Fn. 2) 8 f.
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nung auch nur durch einen Mitgliedstaat zum Scheitern der gesamten Er­
weiterungsrunde führen, und es käme kein einziger BeitritI zustande. Für
die Ablehnung des Beitrittsvertrages durch einen Beitrittsstaat gilt das dage­
gen nicht, weil der Vertrag nach dem Vorbild vergangener Erweiterungs­
runden '9 für diesen Fall den Beitritt der anderen Länder unberührt lassen
und den Rat zur Anpassung der entsprechenden Bestimmungen (etwa über
die Zusammensetzung der Organe) ermächtigen wird.

Bereits während des Ratifikationsverfahrens werden die Beitrinsstaaten an
der Arbeit der EG-Organe, wenn auch noch ohne Stimmrecht, beteiligt

• 1.0 sem.
Wenn die Ratifikation gut geht, sollen die zehn ersten Länder nach dem
derzeitigen Planungsstand am 1.5.2004 gleichberechtigte Mitgliedstaaten
der EU (und zugleich des EWR-Abkommens) werden." freilich werden sie 

aufgrund der Bestimmungen des Beitritt5"'.�rtrages - abweich�nd vom
Grundsatz der sofortigen und vollständigen Ubemahme des acquis - noch
nicht gleich alle mitgliedschaftlichen Pflichten voll erfül!en müss�n u�d al�e 

Rechte vollständig in Anspruch nehmen können. Das wlfd z.B. die L1ber�1-
sierung des Bodenverkehrs oder bestimmte Umweltschutzmaßnahmen m
den Beitrittsländern, die Freizügigkeit der neuen EU-Arbeitnehmer und be­
stimmter Dienstleister oder die Direktzahlungen an die Landwirte in den
neuen Mitgliedstaaten betreffen. Der Beitrittsvertrag soll nach den Vorstel­
lungen des Europäischen Rates neben einer allgemein

1
�n wimch�ftlic�en

Schutzklausel für alle (alten und neuen) Mitgliedstaaten auch zwei spezifi­
sche auf den Binnenmarkt und den Bereich Justiz und Inneres bezogene,
auf drei Jahre befristete Schutzklauseln enthalten, die als Reaktion auf �ie
Nichterfüllung von Verpflichtungen aus den Beitrittsverhandlungen restnk-

" V I. An. 2 des Venniges über den Bciuitt des Königreichs Norwegen, _der Repu�lik Ös­
terreict, der Repubük Finnland und des Königreichs Schweden :i:ur Europäischen Umon und
den auf dieser Grundlage nach dem Scheitern der Racifikacion in Norwegen vom Rac gefass-
cen Beschluss 95/1/EG, Euratom, EGKS, ABl. L 1995 L III. ... r . 20 Dazu die Micceilung der Kommission KOM( 1999) 710 endg. und Et<ropauche l<.ommu-
sion, Strategiepapier (Fn. 2) 27 f. Als Vo�bild kann das in_ einem 13cief"'l':Chscl _zwischen der
EU und den leczcen Beicrim;srnacen vereinbarre lnformauons- und Konsultauon�erfahren 

dienen; abgedruckt in Amt for amtliche Veröffentlichungen tUr Europäis�hen _ Gemeinschaften,
Dokumence betreffend den Beitritc der Republik Österreich, der Republik, Finnland und des
Königreichs Schweden ZUJ" Europäischen Union, 1996, 363 ff. 
" Nach Ze.icungsberi.chcen (FAZ vom 15.11.2002) haben sich die dänische Pr_äs!demschar,t
und Vcnreter der Mitglied- und Beicriccsscaacen darauf geeinigt. Zum EWR-Be1mct Europa­
ische Kommission, Strategiepapier (F n. 2) 31 f. 
" Vorbild dafür isc Art. 152 des Beitriccsvemages Öscerreich/Finnland!Schweden (Fn. 19). 
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tive Maßnahmen gegenüber den neuen Mitgliedstaaten unabhängig von ei­
nem Vertragsverletzungsverfahren erlauben. u Schon aus dem acquis selbst 
ergibt sich, dass die Einbeziehung der neuen Mitgliedstaaten in das Sehen­
gen-System und die Endstufe der Währungsunion nicht schon mit dem 
Beitritt selbst, sondern erst aufgrund entsprechender Beschlüsse nach einer 
,,Bewährungszeit" erfolgen kann." 

2. Die Beitrittsvorbereitung der Kandidatenländer und ihre
Unterstützung durch die EU

Da der Beiuirc an die Erfüllung anspruchsvoller Bedingungen gekni:ip& ist 
(s. oben l l.), verlangt er eine umfangreiche und langjährige Vorbereitung in 
den Beirriruländern. Die Beitrirrsvorbereirung ist bei dieser Enveiterungs­
runde aus den eingangs genaamen Gründen ein besonders wichtiges und im 
wesentlichen auch ein neuaniges Element; das berriffi- auch und gerade die 
Verfahren und fnscrumente, mit denen die .EU die Beirrirusraaten dabei 
un rerstützt. zi 

Die Anpassungsbemühungen der mittel- und osteuropäischen Staaten an die 
EU begannen unter dem Stichwort „Rückkehr nach Europa" schon Anfang 
der neunziger Jahre, also einseitig und zu einem Zeitpunkt, als die Beitritts­
anträge noch gar nicht gestellt waren. Ebenso hat die EU schon Hilfe ge­
leistet, bevor sie sich überhaupt auf eine Erweiterung verständigt hatte. 

" Europäisd1cr Rar, ßrüsscl, Okcobet 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 8 (zu­
gänglid1 unter hctp://uc.eu.inr/dc/info/eurocouncil); zu den Vorschlägen der Kommission, 
�uf denen der R:u:sbesdilus.� beruhte, EwopäiJc.he KommiJsion, Strategiepapier (Fn. 2) 29 ff. 
·• Gemein.s:ime Erklärung Nr. 1 zu An. L39 des Sch.engencr Durchfilb rungmbereinkom­
mcns (.BGBI. 1993 11 t086), die nunmehr ihre Rechcsgrundhige gern. Ratsbeschluss ABI.
1 9 9 J. 176/ 17 [n An:. 2 Abs. 2 i. V .m. Arr. 8 Schengen-ProrokoU har; Beispid: Beschluss der
Rares über die lnkrafcscczung des Schcngc:n-Bcsiwcandes in Dänemark, Finnland, Schweden
sowie in Island. und Norwegen. ABI. 2000 L 309/24 (mir Wirkung ab 25.3.2001). Zur W:i.h­
runpunion vgl. Are. 121 f. EGV.
' Allgemein cbzu z.B. Dn.i,us (Hrsg,), Oscenveiceruog der EU. R.ecbcsanglcichung uod
mukcurpolicischcr Rahmen, 1998; lnglis, in Oullnglis (Fn. I); MamceatJ/La.nnon (cds.), Thc
EU's Enlargemc,1c and Mediccrmnean Scrarq;ies, 200 l: lnotlli, On thc Way: Hungacy and
ehe European Union. elccced Srudies, 1998; M,l)'hew, Recreacing Ew:ope. The European 
Union's Poli� towards Ccnrcal and E.ascem Europe, L998: Snjdik, EU-Erweiterung. Hinter­
grund, Encw,cklung, Fakten, 1999; W'idgvß, Die Europäische Union vor iluer ersten Osrcr­
weicerung, 1997. 
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Erster Schritt dazu war das PHARE-Programm.'6 Der Begriff stand ur­
sprünglich für „Poland and Hungary Aid for the Reconstruction of the Eco­
nomy" und zeigte damit die zunächst beschränkte Zielrichtung, sowohl was 
die betroffenen Länder als auch die erfassten Bereiche anbelangt. Im wesent­
lichen ging es um Hilfestellungen zur wirtschaftlichen Transformation, m 
die nach und nach alle (späteren) Beitrittsländer einbezogen wurden. 

Den zweiten Schritt markieren die ab der ersten Hälfte der 90er Jahre abge­
schlossenen Europaabkommen mit den (späteren) Beitrittsstaaten. 27 Es han­
delt sich dabei um gemischte Abkommen, die auf EU-Seite von den Euro­
päischen Gemeinschaften als Assoziationsabkommen unter Art. 238/310 
EGV und zugleich von den Mitgliedstaaten als völkerrechtliche Verträge ab­
geschlossen wurden. Bis zu ihrem Inkrafttreten galten die rein handelspoliti­
schen, allein auf EG-Kompetenzen gestützten Teile als Interimsabkommen. 
Auch die Europaabkommen haben ihren Schwerpunkt im wirtschaftlichen 

" Stammfassung der Rechcsgrundlage: YO 3906/89/EG.
Bulgacicn; A:BI. 1993 L 358; Estland: ABI. 1998 L 68; Letdand: ABI. 1998. � 26; Li­

caucn: ABI. 1998 L 5L; Malra: ABI. 1971 L 61; Polen: ABI. 1993 L 348; Rumanien: ABI. 
1994 L 357; Slowakei: ABI. 1994 L 359; Slowenien: ABI. 1999 L 51; Tschechische Republik 
ABI. 1994 L 360/1; Ungarn: ABI. 1993 L 347; Zypern: Aßl. 1973 L 133 (jeweils mir nach­
folgenden .Änderungen). Daw umfassend._ �e Beiträge in_ OttllngliJ (Fn. 2) 34� ff.; ';.oicers
z.B. An17lov, Coscs and Beocfüs of Bulgana s lmegr:mon tnto ehe Europenn Unmn, Sudosc­
europa -001, 17: Böhnd, Die Auswirkungen der Europa-Abkommen a� das W

c,
rrbewerbs­

rccht der Scaacen Mine!- u .nd. Osteuropas, EuZW 1998, 111; Bi·l{TU/, Die Angleichung des 
polnischen und cschechischcn Kartcllrecbcs an das EU-Recht, 2002, 31 ff.; Cvichor, Ist Polen 
reif fl:ir die Europäische Union?, 1998: Czaplinrki, Recbdidle Probleme des Europaabkom­
mem und des Beicrirts Polens zur Europäischen Union, 1996; Evans, The lncegralion of the 
Europea.n Communicy :md Third Srnces in Europ<:, 1996; Evtimov, Rechcsprob�cn:ie der As­
soziierung der Mietei- und Ostcuropäiscben Länder und d�r �orausseczung�n A:ir ihren Bei­
tritt zur Europäischen Union. Unrer besonderer Bcrücks1ch□gung Bulga�1�s, 1999;_ Gar­
gulla:, Die arbeits- und aufenchalcsrechdidlen BegOnscigun�eo für osceur_opaische Arbe1cnch­
mcr und Selbständige durch die Europa-Abkommen - Sem oder S':l1e1n?, lnfA�IR 1 �9?• 
181; Kuschel, Die Niederlassungsfreiheit für Untemelunen der Europätsd1en Gem:m.,cbaic 111 
den Europaabkommen der EG mit der CSFR, Polen und Ungarn, EuZ':" 1992, )7 �: Mnw­
uau (ed.), Enlarging the Europew Union, 1997; MaresuatJ/Montagu/1, :be rdauons ber­
ween ehe European Union and Ccncral and Eastern Europe: A legal appraisal, CMlR 1995, 
1327; Mayhew (Fn. 25) 41 lI; Miiiler-Graff (Htsg.), Easr Cenrral European_,Scatcs and _rhc
Europc:m Communiries: Legal Adaption ro rhe Marker E.conomy, L993; Mülla-Grajf. E.ast 
Cencral Europc and cbe Europenn Union: from Europe Agreements ro a Member S_ca�us,
1997: MüOer-GrajflSr(Pniak (eds.), Polan<l and ehe European Union. Berween �rar,on 
and Membership, 1997; Ott, Die Osrcrweicerung der EU und der Umwelcsdlu� 1� den 
MOE-Scaaren, UPR 1998, l3 l; Vörös!DroutstiS, Die Europa-Abkomcnen, (Österre,ch1sd1e) 
Zeicschrifr für Verwaltung 1998, 2; Weiß, Die Pcrsonenverkdmfreibeitcn von Scaacsangebö­
rigen assoziierte� Scaaten in der EU. Eine vergleichende Analyse der Assoziationsabkomm�n, 
1998; Weiß, The Chapter II on Escablishmenc in rl1e Europe Agreements, European Foretgn 
Affairs Review, 2001, 243. 
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Bereich: Sie sehen u.a. die Erridmrng einer F[eihandelszone, die Anglei­
chung bestimmter werrbewerbsrechtlicher Vorschriften und gegenseitige 

Diskriminierungsverbote vor und enthafren Rechtsgrund.lagen fur eine um­
fassende Zusammenarbeit der Vertragspartner. Darüber hinaus richten sie 
auch einen allgemeinen politischen Dialog ejn. Beicricrszusagen der EG und 
iluer Mitgliedstaaten finden sich jedoch darin - entgegen dem Wunsch der 
Vemagsparrner - nichr. Allerdings änderte sich mir der prinzipiellen Bei­
uirrszusage durch den Europäischen Rat von Kopenhagen 199328 die 
Grundsiruation: Wie das PHARE-Prograrnm wurden auch die ursprüngÜch 
11ichr beirrirrsbezogenen Europaabkommen nun ru lnsrrwnemen der Bei­
trittsvorbereitung. Seither bildeten die Abkommen die Grundlage für eine 

weitgehende Verflechtung der Volkswirtschaften von EU und Beitrittslän­
dern, sie erlaubten die vorzeitige Einbeziehung der Beitrittsländer in ver­
schiedene EG-Programme, und ihre organisatorische Struktur aus Assoziati­
onsräten und Assoziationsausschüssen auf Regierungs-, Beamten- und Par­
lamentsebene stellt bis heute den wichtigsten Rahmen für die Weiterent­
wicklung der gegenseitigen Beziehungen und eben auch der Beirrinsvorbe­
reitung dar.19 

In der Folge gab es eine Vielzahl von Einzelaktivitäten. Die wichtigste davon 
war die Erstellung des Weißbuches der Kommission von 1995 zur Vorbe­
reitung der assoziierten Länder auf den Beitritt.30 Das Weißbuch war eine 
Art Kochbuch: Es gab den Kandidatenländern für den zentralen Bereich des 

" S. Fn. 2. " Zu dl'.ll juristischen Auswirkungen der .Eur.opaabkommen im Gemcinschafurechc z.B. 
EuGH, Rs. C-268199, Jany, lg. 2001, l-8615: EuGH, Rs. C-257199, .Barkoci and Mal.ik, 
Slg. 2001, 1-6557; EuGH, Rs. 235/99, Kondov;i, Slg. 2001.1-6 2 . EuGH, 63/99, Glo,-zc­
iuk, Slg. 2001, 1-6369; Eu.CH, Rs. C-189100, Ruhr. Slg. 200L. 1-8225; EuGH, Rs. C-
162/00, Pokru!ptowicz-Meyer, Slg. 2002, 1-1049; EuGH Rs. C-438100. Deurscher Hand­
ballbumJ (Kolpak), Schlussancräge von Frau Genernlanwak Scrx-Hackl vom 11 . .  2002. Dazu 
Dnuck, Dk Niederlassung freiheit n:icürlicher Personen nach den Europ:i-Abkommen. An­
merkungen :ru den Enrschcidungen des EuGH in den Rcchcssachen Barkoci, Gloszczuk und. 
Kondova vom 2 . September 2001. InfAuslR 2002, 165; Huber, E(Werbstäcigkeic osceuropäi­
$Cher Prosricuierce-r i!J den Nieclerlanden, Eu.ZW 2002, 120; Ott, Die R<:cb.ce Sclbstiindlger 
aus den mim:1- und osceuropä.ischen S=cen unrer den Europa-Abkommen, EuLF 2001, 
497; Otr, Staatsangehörige von MOE-Scam,n können sich unm ittelbar auf das Nicdedas­
sungsrechr in Europa-Abkommen berufen, .EWS 2002, 37; Streimt:., .EG-Europa-Abkommen 
- icderlassungm.-du, Einreise- und Aufenchalrsrcchc als Nebe.nrechce, JuS 2002, 181;
Tschilpe, Zum Zug;,ngsrccht .:um .Europäisd1tn Arbeicsm:u:kc filr MOE-Sraatsa.ngchörigc
nach d� Rechtssachen C�63/99 und C-162/00, lnfAtLslR 2002, 277; \Veiß, Aktuelle Fragen
zum N1ederlassungsrechr in den Europaabkommen, LnfAuslR 2001, l; \Weiß, Zulässige Be­
schr.inkung der E-imeise von T schechcn nach Großbril3nnien, EuZW 200 l, 703." Vorbereitung der assoziierten Staaten Micccl- und Osccuropas auf die lncegracion in den 
Binncnn,orkl der Union, KO 1(1995) l63 cndg. 
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Binnenmarktes eine Übersicht über den (damals) relevanten acquis - die 

Zutaten - und Anleitungen für die Anpassung ihrer Rechtsordnung - die

Rezepte. Vielen Ländern Mittel- und Osteuropas hat dieses Kochbuch zu­

nächst für eine Weile den Appetit verschlagen, weil nun erst die Größe der

Aufgabe klar wurde. 

Auch die EU selbst brauchte letztlich noch bis Ende der 90er Jahre, bis sie

zu einer konzentrierten und einigermaßen kohärenten Form der Unterstüt­

zung der Beitrittsvorbereitung gefunden hatte, die die vorhanden�n I�stru­

mente beitrittsbezogen nutzte, neue Instrumente hinzufügte und sie mit den

Beitrittsverhandlungen verknüpfte. Grundlage dafür waren Vorschläge der 

" ·  d h d ·12 

Kommission in der Agenda 2000- , dte nach un nac umgesetzt wur en. 

Das neue - im EU-Jargon „intensivierte Heranführungsstrategie" - ge­

nannte Konzept besteht aus vier zentralen Elementen. Den Kern bilden die 

Beitrittspartnerschaften. Das sind trotz ihrer Bezeichnung und ihrer inhaltli­

chen Abstimmung mit den betroffenen Ländern rechtlich einseitige Be­

schlüsse des Rates der EU (in Ausführung einer Verordnung auf der Grund­

lage des Art. 235/308 EGV) zur länderspezifischen Festsetzun� der Grund­

sätze, der kurz- und mittelfristigen Prioritäten und der Bedmgungen der

Beitrittsvorbereitung. 33 Im wesentlichen geht es also um eine Liste von

Punkten, die innerhalb einer bestimmten Frist von jeweiligen Beitrittsland

abgearbeitet werden soll. 

Solche Prioritäten sollen dann von den Kandidatenländern nach den Vorga­

ben eines sogenannten Nationalen Planes für die Übernah�e des acqui�
34 

umgesetzt werden. Dieses zweite Element der Beitrittsvorbere1tu_ngsstr�t�g1e

ist regelmäßig ein mehrere hundert Seiten dickes Do�u�ent mtt detail!te_�­

ten inhaltlichen, organisatorischen, finanziellen und zeitlichen Vorga�en ��r 

die Politik. Formal wird der Nationale Plan von der Regierung des Jewetlt-

" S. Fn. 8. 
32 Die wesendichen politischen Entscheidungen traf der Europäische Rar von Luxei:nburg

im Dezember 1997: Schlussfolgerungen des Vorsiczes Nr. 13 ff. (zugänglich über ue.eu.mc.). 

" Die Texce der Beschlüsse sind zugänglich unter europa.eu.inc/comm/enlargement.

Grundverordnung, 622198/EG. 
" Die Tc:..xce der eir.m:Lnen NPAA sind mgänglich unter: hccp://www.mfu.govemmenc.bg/

(Bulgarien); htrp:/lwww.eib.ee/pages.php102030l03 (.Es:land); hcrp://www.eib.lv (Lercbnd):

hrcp://smc.kpn.be/-dil00056/ (Lirauen}; hrrp://www.m1c.0rg.mr/npaa.l��m (Malca); hrrp://

www.ukie.gov.p1/uk.nsfldokumency (Polen): h�cp://,�_m,e.ro/ . (Rumarnen); hcrp://w_-vw:
vlada.gov.sk/cu_en/ (Slowakei); http://www.s1gov.si/svez/uk/ma111m�nu.hcm (Slow=1en).

hcrp://www.euroskop.al (f sched1ien); hup:/ /www.mfa.gov.lm/eu1nc/index_k.cydoc.hcml

(Ungarn); http:/ /www.cyprus--eu.org.cy/ (Zypern). 
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gen Beicrittslandes autonom erlassen. Inhalclich ist er aber durch die Festle­
gungen der Beitrittspartnerschafe in wesentlichen Teilen vorbestimmt, und
da auch die finanzielle Hilfe der EU an die Umsetzung der Beitrittspartner­
schafe geknüpft ist, überdauert er in der Regel auch Regierungswechsel, so­
lange die Beitrittsabsicht nicht aufgegeben wird.

Die finanzielle Hilfeleistung durch die EU ist das dritte Element. Sie wurde
im Rahmen der „intensivierten Heranführungsstrategie" erhöht, zugleich
aber auch an die Prioritäten der Beitrittspartnerschafcen und das Vorliegen
von nationalen Umsetzungsplänen gebunden sowie mit schärferen Sank­
tionsmöglichkeiten versehen. Damit wollte man der Ineffizienz des Berater­
tourismus und der Verschwendung von Geld begegnen, die nicht nur der
Europäische Rechnungshof5 festgestellt hat.

Im Mittelpunkt der finanziellen Hilfe steht nach wie vor das PHARE-Pro­
gramm, nun allerdings in neugestalteter Form. 36 Der Aufbau eines den
Anforderungen der Mitgliedschaft entsprechenden Verwaltungs- und Justiz­
apparates, das sog. ,,institution building" wurde zum Schwerpunkt, weil
man erkannt hat, dass Gesetze zwar schnell erlassen sind und als vorder­
gründiger „Erfolg" verkaufe werden, ihre Umsetzung oft aber an Ausbil­
dungs- und Ausstattungsmängeln und organisatorischen Schwächen schei­
tert. 37 PHARE gibt grundsätzlich nicht rückzahlbare Zuschüsse, finanziert
aber auch den Eigenanteil, der für die Vergabe von Investitionskrediten
durch die Europäische Investitionsbank und andere Einrichtungen erforder­
lich ist, sowie die Teilnahme der Empfängerländer an Gemeinschaftspro­
grammen wie SOCRATES/ERASMUS. Einen wichtigen Bestandteil von
PHARE bilden auch die - mit den Beitrimpartnerschafcen nicht zu ver­
wechselnden - ,,Beitrittspatenschafcen", die unter dem Namen „Twinning"
besser bekannt sind. Im „Twinning" arbeiten Praktiker aus den Mitglied­
staaten für längere Zeit in den entsprechenden Behörden und Einrichtungen
der Beitrittsstaaten, um auf diese Weise die Erfahrungen ihres Heimatlandes
bei der Umsetzung und Anwendung des einschlägigen „acquis" für die Bei-

" Vgl. Ja1.u die Sondcrberichle des Rcchnungshoks Wld die Ancwonen der Kommission zu
verschiedenen Aspekcen des PHARE-Programmes: Sonderberidu 3/97, ABI. 1997 C J75/ ;
• onderberichc ll/98, ABI. l998 C 335/1: Sondcrbericbc 5/99, BI. 2000 C 48/1: Sonderbe­rid1c i 2/2000, ABI. 2000 C 350/ I. "' Rechcsgrund�ge isc n3ch wie vor die VO 3906/89, aber in viclfu.ch geändener Form, zu­
l<'C7.t i.d.f. VO 2415/200 I /EG: Informationen über PHARE-Projekre sind unccrhccp://europa,cu.inc/comm/enlargemem/p3S/pharc/ verfügbar.
'' S. Fr,. 3, 
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trittsstaaten verfügbar zu machen.38 PHARE umfasst schließlich auch län­
derübergreifende Programme, so z.B. mehrjährige zur Verbesserung der
Kontrollen an den künftigen Außengrenzen der Union oder im Asylbereich.

Im Jahr 2000 sind zu PHARE noch zwei spezifische Hilfsprogramme dazu­
gekommen: eines für Investitionen im Umwelt- und Verkehrsbereich, das
Instrument for Structural Policies for Pre-Accession" (ISPA), und ein ande­

;es für die Landwirtschaft, das „Special Accession Programme for Agricul­
ture and Rural Development" (SAPARD).39 Diese beiden Programme äh­
neln nicht zufällig dem EG-Kohäsionsfonds und dem Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft, und werden auch nicht zufällig von
den für diese Bereiche zuständigen Generaldirektionen der Kommission und
nicht von der Generaldirektion Erweiterung betreut: Mit ISPA und SA­
PARD sollen die künftigen Mitgliedstaaten bereits vor dem Beitritt an die
Mechanismen in der EU gewöhnt werden, an denen sie später teilnehmen.
Ein ganz wichtiges Element dabei ist die Dezentralisierung der Mitt�l�er­
waltung: Das Geld soll nicht mehr zentral aus Brüssel, von der K�m'.111ss10n
im Zusammenwirken mit einem Ausschuss aus Vertretern der Mitgliedstaa­
ten, sondern, wie innerhalb der EU üblich, von den Empfängerstaaten selbst
vergeben werden. Voraussetzung dafür ist freilich der Aufbau eines effizien­
ten Verwaltungs- und Kontrollapparates in den Beitrittsländern, der dann
später auch für die EU-Fonds zuständig sein kann. Dieser Punkt hat vielen
Beitrittsländern lange Schwierigkeiten bereitet.40 

Das vierte und letzte Element der Beitrittsvorbereitungsstrategie bilden
schließlich die Fortschrittsberichte der Kommission, die man als jährliche
Aktualisierung ihrer vorläufigen Stellungnahmen zu den Beitrittsanträg�n
betrachten kann." Sie dienen der Bewertung der Beitrittsvorbereitung m
den Kandidatenländern. Die Forcschrittsberichte sind nach den Kopenhage­
ner Kriterien gegliedert, aber viel detaillierter - sie umfassen meist mehr als
100 Seiten - und geben daher auch eine Interpretation dessen, was mit den
Kopenhagener Kriterien gemeint ist. Sie beruhen auf Informationen der
Beitrittsstaaten, aus eigenen Informationen der Kommission, die sie z.B.

" Dazu Schmidt-Sem in diesem Band; und Schübe!, Twinning - ein probaces Mittel zum 
Aufbau der Veiwalcungsstrukruren in den Beitrittsländern, EuZW 2000, 226; Et,ropäische 

Kommission, Strategiepapiet (Fn. 2) 105. 
" Grundlagen: VO 1267/1999/EG und VO 1268/1999/EG; Dur�h�hrung: VO
2759/1999/EG, VO 2222/2000/EG; allgemeine Grundsätze und Koordmauon der Pro­
�ramme: VO 1266/1999/EG.

0 Dazu Europäische Ki,mmiuion, Strategiepapier (Fn. 2) 22. 
" Die Texte sind zugänglich unter http:/ /europa.eu.inc/comm/enlargemenc. 
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über ihre Vertretungen in den Beitrittsländern, in den Beitrittsverhandlun­
gen und im Zusammenhang mit der Verwaltung der Hilfsprogramme er­
worben nac, sowie auf Mirreilungen der Micgliedscaa1:en, die an der Beo­
bachtung der Beirrinsvorbereirung u.a. im Rahmen sogena.rmter npeer­
reviews"-u teilnehmen. Als Forrset2.ungsroman gelesen geben die Berichte ei­
nen recht guten Überblick über die Annäherung der Beitrittsstaaten an die 
EU. 

Ganz entscheidend ist nun, dass alle Elemente der Beitrittsvorbereitungs­
si:rategie dynamischer Art sind, also regelmäßig erneuert und den aktuellen 
Bedingungen angepasst werden: Die Fortschrittsberichte bilden die Grund­
lage für eine Revision der Prioritäten in den Beitrinspartnerschaften, und 
der Kreislauf beginnt von neuem. An sich müsste dieser Mechanismus bis 
zum Beitritt laufen. Nachdem die letzten, im Oktober 2002 erschienenen 
Fortschrittsberichte nun den zehn fortgeschrittensten Bewerberstaaten nicht 

nur die Erfüllung der politischen Kriterien attestieren, sondern auch davon 
ausgehen, dass die wirtschaftlichen und rechtlichen Kriterien aufgrund der 
erLielten Forcschricre und der gemach.cen Zusagen bis Anfang 2004 erfüllt 
sein werden, J gehe es nur mehr um die Einhaltung dieser Zusagen. Die 
Kommission hat dazu gemeinsam mit den Beitrittsstaaten Aktionspläne er­
stellt, wird ihre Verwirklichung überwachen und dem Rat regelmäßig und, 
sechs Monate vor dem Beitrittstermin (also voraussichtlich zum 1.12.2003), 
zusammenfassend Bericht erstatcen. 44 Defizite bei der Umsetzung werden 

dann jedenfalls die Entscheidung der EU-Organe über den Beitritt nicht 
mehr beeinflussen können und vermutlich auch für die Ratifikation des 
Beitrittsvertrages durch die Mitgliedstaaten keine Rolle mehr spielen, dafür 
aber das im Beitrittsvertrag vorgesehene Schutzklauselverfahren (s. oben 

unter 1.) auslösen können. 

Die finanzielle Förderung der Beitrittsvorbereitung wird mit dem Beitritt 
grundsätzlich enden. An die Stelle von ISPA und SAPARD werden die ent­
sprechenden Programme des Kohäsionsfonds und der Gemeinsamen Agrar­
und Strukturpolitik zur Förderung des ländlichen Raums treten. Bis zum 
Beitritt gebundene PHARE-Miccel sollen aber noch bis 2006 ausbezahlt 

'' Dazu Europiluche KiJmmissüm, ·cmegiepapier (Fn. 2) 12 f., 107 ff. 
·'-' E11rqpii.ische Kon,mission, Scmregiep�picr (Fn. 2) 23 f; ebenso Europäischer Rar, Brüssel, 
Oktober 2002, Sd,IU5Sfolgernngen <l!!S Vorsitzes Nr. 2 (zugänglich uncer hccp://ue.eu.inc/ 
de/,nfo/curocouncil). 
" Europiiische Kommission, Srracegiepapier (Fn. 2) 28 ff.; Europäischer Rac, Brüssd, Okco· 
ber 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 7 f. (zugänglich uncer http://ue.eu.inc/de/ 
i nfo/ euroco uncil). 
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werden können. Dazu soll als Fortsetzung für PHARE eine besondere Über­

gangsfazilität kommen, die bestimmten, im Beitrittsvertrag erst später vorge­

sehenen und im Rahmen der Strukturpolitik nicht förderbaren Maßnahmen 

des Instimtionenaufbaus und von einzelnen Beitrittsstaaten übernommenen 

Sonderverpflichtungen, wie etwa der Stillegung von Kernkraftwerken, zu-

11 4l gute kommen so . 

Insgesamt geht jedoch spätestens mit dem Beitritt die einseitige Anpassung

der Beitrittsstaaten an die EU zu Ende. Die lange und schwierige Zeit der

Demut ist dann vorbei. Das wird sich auch auf die erweiterungsbedingten 

Reformen der EU selbst auswirken, soweit sie nicht schon vor dem Beitritt

abgeschlossen sind. 

3. Die Erweiterungsvorbereitung in der EU

Die Erweiterung der Union verlangt nicht nur von den Beitritcsländern 

umfassende Anstrengungen, sondern setzt auch Vorbereitungen auf EU­

Seite voraus. Viel mehr als frühere Erweiterungen verlangt diese umfassende

finanzielle und institutionelle Reformen und Umgestaltungen zentraler Po-

litikbereiche. 

Die systematische Beschäftigung mit diesen Fragen begann Mitte der neun­
ziger Jahre und fand ihren ersten Höhepunkt 1997 in der Agenda 2000''", ei­
nem umfassenden Reformvorschlag der Kommission. Aber die Agenda 2000 
war eben nur ein Vorschlag, dessen Umsetzung noch nicht abgeschlossen ist, 
und sie deckt auch nicht alle Fragen ab. 

Ein erster Schritt wurde 1999 im finanziellen Bereich gesetzt, indem sich 
Rat, Kommission und Parlament, also die am Haushaltsverfahren beteiligten 

Organe, auf der Grundlage der Beschlüsse des Europäischen Rates von Ber­
lin 47 auf eine interinstimtionelle Vereinbarung'8 über die finanzielle Planung

" Eurupöische Kommissiun, Srracegiepapicr (Fn. 2) I ?2 f.: �uropäischer Rar, Brw,;d, Okco­

bcr 2002. Schlussfolgerw,gen des Voi:sic:zes Nr. 9 sowie _I 6 1. V.m. den ß
.'.'

sch!Osscn des Rate$

Allgemeine Ang,:legenheiren im Anhang zu den Schlussfulgemngen (zuganglach unter lmp://

uc.eu.intlde/info/eUiocouncil). 
"' S. Fn. 8. Dazu -i.B. Ceasar/Scharm, Die Zukunfc Europas im Lichre der Agenda _2000, 

2000; Jsak, in Ot:tllnglis (Fn. t) 143 ff, Milbrandr, Die Finanzierung der Europäischen 

Union. Perspektiven für eine Osterweiterung, 2001. . 
" Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 18 (zugänglich uncer hctp://ue.eu.inc/de/info/ 

eurocouncil). 
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für die Jahre 2000-2006 geeinigt haben. Darin sind Ausgaben für die He­
ranführungshilfe der EU an die Beitrittsstaaten vorgesehen, vor allem aber 
werden die Erweiterungskosten getrennt von jenen für Aktivitäten in den 
alten Mitgliedstaaten ausgewiesen und mit einem bestimmten Höchstbetrag
begrenzt. Da eine Umwidmung von Geld aus anderen Kategorien explizit 
ausgeschlossen wurde, dürfen insbesondere die Ausgaben für die Landwirt­
schafc und die Strukturpolitik in den neuen Mitgliedstaaten bis 2006 nicht 
mehr betragen als festgelegt, und zwar unabhängig davon, dass bis dahin 
voraussichtlich zehn statt der in der finanziellen Vorausschau erwarteten 
sechs Staaten beitreten werden. Diese Begrenzung erklärt u.a., warum sich 
die EU-Seite in den Beitrimverhandlungen auf eine nur stufenweise Einbe­
ziehung der Beitriccsländer in das System der landwirtschafclichen Direkt­
zahlungen festgelegt hat'9 und in diesem Punkt auch keine Bereitschafc zu 
Konzessionen erkennen lässt. 

Der institutionelle Aspekt der EU-Erweiterungsvorbereitung spielte schon in
Amsterdam eine Rolle und stand dann im Mittelpunkt des Vertrags von
Nizza. Kernproblem war die Neuordnung der Zusammensetzung der Or­
gane der EG und ihrer Arbeitsweise, um eine effiziente Arbeit auch in er­
weiterten Union zu ermöglichen;5° man musste also einerseits Änderungen 
der Verträge beschließen51 und andererseits eine darauf abgestimmte Ver­
handlungsposition für ih_re weicere Anpassung durch die Beitrittsverträge 

finden. Ersteres geschal1 insbesondere durch das einen Teil des Vertrags bil­
dende Protokoll über die Erweiterung der Europäischen Union, zweiteres 
durch die im Rahmen der Schlussakte der Konferenz von Nizza abgegebene 
Erklärung Nr. 20 zur Erweiterung der Europäischen Union. Das Ziel des 
Pakets wurde wohl nur teilweise erreicht.52 Die Kommission wird nach dem
" ABl.1999Cl72/l. .. , Europä.i-schcr Rar, Brü.'isel) kcober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes r. 12 (zu­gänglich unter lmp://ue.eu.inc/dc/info/eurocouncil). ·,• Zu den theoretischen Grundlagen Wilmbig, lnsticucionelle Kon.sequc:n:z.en einer Erweice­rung der Europäischen Union. Eine ökonomische Analyse der Encschcidungsverfahren im Miniscerrnc, 1995. '' Zu den Erweiteru.ngsvorbereirun en der EU-Organe, die keine VerCI:1gsänderungen vorausscrren, z..ß. Europäischer Rat ,,on Scvi..Ll:i, Schlussfolgerungen des Vorsitz.es Nr. 3 ff. "!"'d Anlagen l und 11 und Eumpiiische Kommission, Stmegiepapier (Fn. 2) 9 m.w.N. '· Zu den �formen von Ni=i und ihrer ßewcrcung z..ß. ß(Jrchma1111, Der Vertrag von Nizza, EuZW 2001, 170: Brok. Die Ergebnis.se von Nizza. Eine Sichcweise aus dem Europäi­schen Parlament, incegration 2001, 86; Hihucb, Maximum des Erreichbaren-Minimum des Nocwcndigen? Die Ergebnisse von Nizza, imcgracion 2001. 9•; 11. Burrl.n.r. Rechcsprobleme der vemärkrcn Zusammenarbeit nach dem Vertrag von Nizza, ZEuS 2001, 649; Dei­pmbrock, Der Verrrng von Nizza - rechrliche oder (nur) policische condicion sine qua non für Erwc::iccrung der Europäischen Union?, EWS 2002, 53; Epiney!Abt!Mosurs, Der Vemag von 
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Beitritt der ersten zehn Staaten 25 Mitglieder haben, sofern der Rat nicht 
einstimmig anderes beschließt - was nach den neuen Regelungen möglich, 
aber kaum wahrscheinlich ist. Zudem wird der Wegfall des zweiten Kom­
missars der großen Mitgliedstaaten erst zum 1.1.2005 wirksam, so dass die 
Kommission vom vorgesehenen Beitrimdatum, dem 1.4.2004, bis dahin 
übergangsweise sogar aus mindesrens 30 Mitgliedern bestehen wird. Ob ihre 
Hierarchisierung durch die Ausstanung ihres Präsidencen mit einschJägigen 
Befugnissen die Effizienzverluste durch die große Anzahl an Mirgliedern 
ausgleichen kann, ist zweifelhafc. Das Parlament wird mit:. 732 Mitgliedern 

auch größer als derzeit sein. Durcb die Ne�veneilung der Sitz� im Parl_a­
ment und der Stimmen im Rat wurde ein Übergewicht der kleineren Mtc­
gliedstaaren vermieden, doch sind die konkreten Lösungen keineswegs wi-

Nizza, DVBI. 2001, 941; Fild1er, D_er Vercrag von Nizza, Texr und Kommemar'. 2001; 
Fra112.lu, Das weicere Schicksal des Vemags von Nizza, ZRP 2001, 423; Gieringljannmg, F!c: xibilirtit als Kacalysaror der Finalicät? Die Gescalrungsk.rafr der. �erscärkce,� Zus_ammenarbcu 
aacb Nizz.a. inregracion 2001, 146; Hilde, Der Vercrng von N�=i LIDd die Wti:c5chafts- �d 
Währungsunion, EWS 2001, 97: H'd.Jje, Die instirutiondle Refonn der Europä1�1en Union 
_ der Vertrag von izza auf dem Prüfsrnnd, Eu.R 2001, _1�5; Herrmann, Vom rru.sshing:ncn 
Versuch der Neufussung der gcmeinsnmen Handelspol1uk durch den Veruag von Nizza, 
EuZW 2001, 269: Hirsch, Nizza: Ende einer Ecappe. ßcginn einer Epocbe?, NJW 2001. 
26n· Hrbck Die deutschen Uinder und das Vercragsweck von N"a:z.a, inu:gration 2001, 102; 
�1111, D� neue gemeinschaftlid,e Gerichtssyscem nach dem Vemag von Nizz.a-auf dem 
Weg zu einer europäischen Fachgerichtsbarkei'. , ZEuS_ 2001, _ 62 ; Kr11mer�S�}mutlz, N_a� 
Nizza_ Perspektiven der Gemeinsamen Europfüschcn $1cherh.e1c5.- und yerre1d1�UI1ß5polmk, 
imegrncion 2001, L67; Krenzkr/Pitscht1.J, Fonschrirt oder Stagoauon? Dre gemcmsame Han­
delspolitik nach Nitta, EuR 2001, 442; G,um, Der Vertrag von Nizza, BayVBI . 2001, 449: 
lippert. Neue Zuversichc und alce Zweifel: die Europäische Union nach " izza� u .nd _v�r d�r 
Erweiterung, imegracion 2001, l 9; Ma11nt, Enrscheid�gseffizie _nz und H�ndlungsflilugkc1r 
nach Nizza: die neuen Amvcndungsfdder fur MehrhCLtsentsche1dungen. 1nr�raaon 200_1. 
133·; Monar, Die Kommission nad, dem Vertrag von izza: ein gesc:irkce� Prästdenc und �m 
geschwächtes Ocgan1 inregrntion 2001, 114; Pi11der, _Der V�mag von Nti.za - Wt-gbere1cer 
eines föderalen und lnrergouvememcncalen Europa?, mcegraaon 2001. 77; Pkuger, De� Vcr­
aag von Ni=: Gesamtbcwerrung der Ergebnjsse, imegracion 2001, 1; Regels�erger, Die Ge­
meinsame Außen- und Sicherheitspolicik nach .Nizza" - begrenzter Ref�rme1fcr u�d. a�­
veruaglicbe Dynamik. imegration 2001, 156; Rir.d11l, Der Vcnrag von Nran und die msuru­
cioncllc: Refonn der Europäischen Union. Ergebnisse der Regierungskonferem. zur Reform 
der fostirutionen der .Europäisch.eo Union, l11ürVBl. 2002, 1: Rieda, Refor� der EU _ durch 
den Vertrag von Nizza, JA 001, 821; Sack, Zur künftigen europäischen Gcm:�csb�rkClt nach 

izza, EuZW 2001, 77; Schäfer, Der Ven:rag von Nizza -seine Folgen für die Zukunft d:" .Europäischen Union, 13ayVBL 2001, 460; Weg-mcr, Die Neuordnung der EU-Genchcsbarke1t 
durch den Vemag von Nizza, OVBI. 2001, 1258; Schwar:u, Europ:i!sch� Verfassun?�per­
spekriven nach Nitta. NJW 2002, 993; Sroifei1, Europa nach Ni=.. Die hmousche 1:>1men­
sion, NJW 2002, 1022; \17eukrifiY (Hrsg.), Ni= i� der Ana)yse,_ 2001; _wa�ls. Die Vcr­
cragsreformen. von Nizza. Zur insrirucionellen Erweuerungsre1fc, 1megra�on 200 1, 8; �11-
che!Sc-horkopf, Der Vertrag von Nizza. losciturionelle Reform zur Vorbere1rung der Erwem:­
rung, NJW 2001, 1377; Wie:dma,m. Anmerkungen zum Vertrag vt1n N1ua, JuS 2001. 8 6: 
VTredmann. Der Verrrag von Nin:i -Genesis einer Reform , EuR 2001, 185. 
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derspruchsfrei. Zwar hat man in einigen weiteren Bereichen Ratsentschei­
dungen mit qualifizierter Mehrheit zugelassen, aber die Bedingungen der 
qualifizierten Mehrheit im Rat so kompliziert gefasst, dass Transparenz und 
Effizienz der Entscheidungsfindung jedenfalls nicht verbessert wurden. 
Nach wie vor ist in vielen Fällen Einstimmigkeit erforderlich. Ob Blockaden 
durch die nunmehr an etwas weniger strenge Voraussetzungen geknüpfte 
verstärkte Zusammenarbeit vermieden werden können, muss sich erst wei­
sen. Am ehesten gelungen erscheint die Reform des Gerichtssystems der 
Gemeinschaft, doch bedarf sie erst der Umsetzung durch Durchführungs­
akte. Insgesamt kann man jedenfalls daran zweifeln, dass „die Europäische 
Union mit der Ratifikation des Vertrages von Nizza die für den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten erforderlichen institutionellen Änderungen abge­
schlossen haben wird".j3 

Auch die nächste große Vertragsreform, die derzeit im Europäischen Kon­
ventj4 vorbereitet wird und im Rahmen einer Regierungskonferenz 2004

55 

" So aber Punkt 2 der im Rahmen der ScbllL�sakte der Konferenz von Nizza abgegebenen
Erklärung Nr. 23 wr Zukunft der EUTopäiscben Union. 
,i Grundlage R1r den Konvent sind die Beschlllsse des Eurnpäischt!ll Rare5 von l..leken, 
Schlu.ssfulgerungen des Vor:;itze,; Nr. 3 ff. und Anlage 1 (zugänglich unrer http://ue.eu.inc/ 
de/info/curncouncil); zur Arbeit des Konvents Informationen unter hrrp://european­
convencion.eu.inc. Dazu Barnutz/Große Hüttmann, Die Verfassungsdebacce nach Laeken: Der 
Konvent als neue und besse_re Methode für Reformen in der EU?, integracion 2002, 157; 
Brok, Europa im Aufwind? Uberlegungen zu den Ergebnissen des Gipfels von Laeken, inceg­
ration 2002, 3; Calliess, in: Callim/Ruffirt (Hrsg), Kommentar zu EU-Vertrag und EG-Ver­
trag, 2. Aufl. 2002, Are. l EU Rn. 17 ff.; Dorau, Die Verfassungsfrage der Europäischen 
Union. MBglichkeicen und Grenzen der europäischen Verfassungsencwicklung nach Nizza, 
200 l; Göl.er, Der Gipfel von Laeken: Ersce Ecappe auf dem Weg zu einer europäischen Ver­
fassung?, inr�grarion 2002, 99; Hiimch, Aus der aktuellen Arbeit des Konvents: Stand und 
Perspekriven, integration 2002, 226; Hofmann, Normenhierarchien im europäischen Ge­
meinschaftsrecht, 2000; Iber, Der Status der Grundrechrscharca im Gemeinschaftsrecht -
Derzeitige Verbindlichkeit und Zukunfcsperspekriven der Charta - insbesondere im Verfas­
sungskonvent, ZEuS 2002, 483; Jachtenfochs, Die Konstruktion Europas. Verfassungsideen 
und institurionelle Encwicklung, 2002; Jopp!Reckmann/Regelsberger, Ansarzpunkr und Optio­
nen zur insritutionellen Weiterencwicklung von GASP und ESVP, integration 2002, 230; 
Loth, Der Pose-Nizza-Prozess und die Römischen Vemäge, imegration 2002, 12; Maurer,
Narionale Parlamente in der Europäischen Union - Herausforderung für den Konvent, in­
tegrarion 2002, 20; Netmheim, Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union: Eine 
verfassungsrheorerische Kritik, integcation 2002, 35; Neunreither!Wimer (eds.), European 
1 ntegration Afcer Amsterdam; Peters, Elemente einer Theorie der Verfassung Europas, 200 l ;  
Pernice, Europäische Grundrechte-Charta und Konventsverfahren. Zehn Thesen zum Prozess 
der europäischen Verfassung nach Nizza, integration 2001, 194; Riede/, Der Konvent zur 
Zukunft Europas, ZRP 2002, 24 l; Roth, Europa braucht einen erfolgreichen Konvent, integ­
racion 2002, 7; Schmitz, lncegrarion in der Supranationalen Union, 2001, 361 ff.; Seidel­
mann, Das ESVP-Projekr und die EU-Krisenreakcionskräfte: Konstruktionsdefizite und poli-
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beschlossen werden soll, wird institutionelle Änderungen vermuclich nicht

ganz aussparen, etwa beim Vorsitz im Rat und der Präsidentschaft der

Union (zum Teil bestehen aber auch viel weitergehende Änderungsvorstel­

lungen), und sie wird der erweiterten Union Rechnung tragen müssen. Ver­

treter der Beitrittsstaaten gehören dem Konvent schon jetzt an, und in der

Regierungskonferenz werden sie gleichberechtigt mitentscheiden.

Reformbedürftig sind schließlich auch zentrale Politikbereiche der EU,

nämlich die Agrarpolitik und die Strukturpolitik. Beide zusammen ver­

schlingen derzeit fase 80 % des EG-Haushalts und können nach der Erwei­

ternng nicht so fortgeführr werden wie jetzt, schon weil dies die finanziellen

Möolichkeiren. der Union sprengen würde. Die Landwircschafr ist nicht
"' r . 

zuletzt unter dem Druck der WTO, ein Dauerchema für Rerormen. Derzeit

läuft die auf dem Berliner Gipfel 1999 beschlossene Zwischenprüfung/6 

doch hat man sich nach langen Auseinandersetzungen darauf geeinigt, dieses

Thema zunächst gecrennc von der Erweiterung zu behandeln. Der Preis da­

für war eine Fesclegung im Europäischen Rat dass die Agrarausgaben auch

in den Jahren 2007-2013, also in einer erweiterten Union, die 1999 in Ber­

lin vereinbarte, in der derzeitigen finanziellen Vorausschau geregelte Ober­

grenze für 2006 (abgesehen von einem Inflationsausgleich), nicht über­

schreiten dürfen.j7 Über die Reform selbst ist damit noch nichts gesagt, au­

ßer dass sie so crescalcer werden muss, dass sie durch Einsparungen bei den
:, 

ahen Micgliedsraaten die stufenweise Einbeziehung der neuen Mitgüedsraa-

cen in die Direktzahlungen eclaubt. Für die Beiuittsscaacen bedeutet dies

aber auch dass sie derzeit weder wissen, wie viel diese Direktzahlungen 

ausmachen werden, noch, worauf sie sich inhaltlich einstellen sollen.<!

Ähnliches gilc für die Strukturpolitik. Auch hier hat der Europäische Rat in

Brüssel eine Obergrenze für Verpflichtungsermächtigungen beschlossen/

tische Perspekriven, integration 2002, 11 l; Wmels, Der Konvent: Modelle für eine innovative

lncegracionsmctl1ode, incegracion 2002, 83. 
Vgl. die im Rahmen der Schlussakce zur Konfenmt von Niu..1 abgegebene Erklärung

Nr. 23 1.ur Zukunfr der Europäischen Union, Punkre 4 ff. 
Sli rblbzcitbewercung der Gemeinsamen Agrarpofüik- KOM(2002) 3� =�-· z�nglich 

auch unrer hrrp://europa.eu.inc/comm/agticulture/mcr/indcx_de.hcm; D1�lrnss1onspap1cr �er 

Kommission: rE=--eiterung und Landwircschafc: Die erfolgreiche lnwgratton _der neuen Mir­

gliedmacen in die GAP", SEK(2002) 95 endg. vom 31.1.2002. 7.ugänghch auch umer
hrrp:// europa.eu. in c/ com m I agricul tu re/ external/ enlarge/i ndex_ de. htm. . 
,. Europäischer Rar, Brüssel, Okcob<cr 2002, Schlussfolgerungen des Vormzes Nr. 12 (zu-

ß,änglich unter hrcp://ue.cu.indde/info/c�roc?uncil).
D:izu aus der Siehe Polens L1ppw1cz, i.n diesem Band. 

" Eu.copäischer Rat, Brüssel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsitzes Nr. 13 (zu-
gänglich unter hrrp:1/ue.eu.int/de/info/eurocouncil). 
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und in der Folge gehe es schliche darum, dass die alten Mitgliedstaaten mit armen Regionen auf Förderungen zugunsten neuer Mitgliedstaaten mit noch ärmeren Regionen verzichten müssen.60 

Die eigentlichen Reformen der Agrar- und Scrukturpo.licik werden erst ge­meinsam mit der endgü.lcigcn Festlegung der fmanzieilen Planung füc 2007-2013 erfolgen also zu einem Zeitpunkt vor 2007, in dem aber die ersten zehn Beitrittsstaaten voraussichtlich schon Mitglieder der EU sein werden. Da die wesentlichen Entscheidungen dem Europäischen Rat obliegen und damit einstimmig getroffen werden müssen (vgl. zur Suukmrpolitik auch Art. 161 EGV i.d.F. des Vertrags von Nizza), sind harte Auseinandersemm­gen zu erwarten. Die neuen Mitgliedstaaten werden zwar an die vor ihrem Beitritt getroffenen Vereinbarungen im Europäischen Rar gebunden se in, weil dies einen Teil der im Beicritcsverrrag geregelten Pflicht zur Übernahme des acquis bilder,6' doch ihre Interessen sicher zu wahren wissen. Die Verschiebung oder der Verzicht auf ein Vorziehen der Reformen gibt den neuen Mitgliedstaaten also mehr Einfluss, kann aber auch die Einigung er­schweren. 

IV. Die Zukunft der Erweiterung

Der Überblick zeigt zunächst, dass auch nur die Erweiterung der EU um die 

vermuclich zehn ersten Staaten mit ihrem Beitrier noch nicht abgeschlossen ist, sondern weitere S chritte ecfurderr. Aber auch unabhängig davon wird der Erweiterungsprozess weitergehen. Bulgarien und Rumänien sollten nach de.n derzeitigen Vomellungen im Jahr 2007 EU-Mitglieder werden,� und der Türkei wurde 1999 immerhin der Stams eines Beicriccskandidaren zuer­kannc,6J was die Einbeziehtmg in die Beicriccsvorbereicungsprogramme der EU nach sich ziehe. Die anderen Länder Südosteuropas, die am Scabilisie-
'" Ersrer Zwiscbcnbcridu über den wirtschaftlichen und sozialen Zu.sammcnhaJc, Mirrei­
lung KOM(2002) 46 endg., zugänglich auch unter lmpl/europa..eu.inr/comm/regionaJ­
pol.icy. •• Vgl. Arr. 4 der Beicricrsa.kcc zum Bcicricrsvc.rcrag Öscerreich/Sd1Weden/finnland (Fn. 19). '' E"ropöische Konm1i.rsio11, Scraregiepapier (Fa. 2) 32 ff., 39; .Europäischer R:ir, Brüssel, Ok­
robcr 2002, d1lussfo lgerungen Jes Vorsicz.es Nr. 5 (zuglinglicb umer hcrp://ue.eu.inr/dc/ 
i nfo/eurocouncil). 
., Europäischer Rar von Helsinki, Schlussfolgerungen Jes Vorsi12es Nr. 12 (zugänglich un-
1er lmp://ue.etLint/dc/infn/curocouncil); vgl. auch Ez,ropäische Kommission, rraregiepapier 
(Fn. 2) 3 ff., 39 f.; Europäischer Rar, Brüssel, Oktober 2002, Schlussfolgerungen des Vorsic-
1.es Nr. G (zugänglich unter hrrp://uc:.cu.int/dc/info/eurocouncil). 
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. d EU64 teilnehmen werden von ihr alsrungs- und Assozi1erun_�sprozess . �r EU"Gs beha.r:delt, und möglicher-,,p�centi�!e B�wer�:tü;}�i::::�t :�:h andere Kandidaten geben. �ar-�e1se ':"1r es �� die EU auch die Beziehungen zu den letztlich nicht be1ge­uber hmaSu
s wu d ihren neuen Nachbarländern zum Teil neu gestaltenuecenen taaten un zu . . d fi der Assoziation ent-

ll d .. 
en also vermutlich eme Son er orm 

w� en o �r m_uss w�it ehende Einbeziehung in das EU-System unt�rh�bwickeln, die e1_ne M"g
 
r d h fc erlaube Alle diese Fälle gleichen sich mder S chwelle emer icg ie sc a . . . h Prozess der Anglei-

s. d letztlich um emen asymmetnsc en dem mn, ass es h Dah . d d1·e im Rahmen der Osterweiterung er-h die EU ge c er sm c ung an . d entwickelten Instrumente und Verfahren em
worbenen Erfahrungen un . d D können die Gestalter dieserSchatz der noch Früchte tragen wir . avon 
Prozes:e ebenso profitieren wie jene, die sie nur verstehen wollen.

. m/ com m/ exrernal_relations/ see/ actions/
... Informationen dazu unter

( d
h

)
ttt//eu��p;�u�nlargement. Vol. 2; The Agenda of Sta­

index.htm; vgl. auch van Meurs e . , eyo 

bilisacion for outheasrem Europe, 2001. d Vorsitzes Nr 67 Von der .Beitritrs­
" Europäischer Rar von Feira, Schlussfolgerungen

La

esk Schlussf�lo-er�ngen des Vorsirzes. • eh d, der Europäische Rat von e en, o perspekt!ve _s
l

pra ":iu
l"ch t 'r hrrn

·//ue.eu.inr/de/info/eurocouncil) . 
Nr. 47 (JC:WCl s rugang t un <.: •• ,.. 
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